
Einleitung

Zehn Jahre nach dem Erdgip-
fel von Rio rückt eine Ressour-
ce ins Zentrum der Aufmerk-
samkeit: Wasser. Schon wird
vom »Erdöl des 21. Jahrhun-
derts« gesprochen, Knapphei-
ten werden prophezeit. Um-
fragen zeigen, dass Wasser
sparen in keinem Land der EU
einen so hohen Stellenwert
wie in Deutschland besitzt. 

Dies ist umso bemerkens-
werter, da der Wasserver-
brauch der deutschen Haus-
halte sehr niedrig ist (nur in
Belgien ist er geringer) und
der Gesamtbedarf unter dem
globalen Durchschnitt liegt
(s. Tabelle). 

Dagegen beträgt der Ver-
brauch metallischer Rohstoffe
oder fossiler Energieträger in
Deutschland ein mehrfaches
der globalen Mittelwerte. Die
Nutzung dieser nicht erneuer-
baren Ressourcen muss in den
nächsten Jahrzehnten um 50
bis 80 Prozent reduziert wer-
den – wegen der Endlichkeit
der Rohstoffe und aus Grün-
den des Klimaschutzes.

Die besondere Ressource

Wasser ist überwiegend eine
kurzfristig erneuerbare Res-
source. Deutschland wird vom
Regen »verwöhnt« – die land-
wirtschaftlichen Flächen müs-
sen primär entwässert werden,
wobei jährlich über sechs Mil-
liarden Kubikmeter Grund-
wasser künstlich abgeleitet
werden. 

Die Verfügbarkeit und die
Nutzung von Wasser unterlie-
gen allerdings regionalen und
zeitabhängigen Variationen.
Im ehemaligen Grundwasser-
Mangelgebiet »Hessisches
Ried« steigen die Grundwas-
serstände infolge der Reduk-
tion des Wasserverbrauchs
und einer Reihe »feuchter«
Jahre stark an. Um Kellerver-
nässungen zu vermeiden, for-
dern Bürgerinitiativen hier
den Weiterbetrieb »überflüssi-
ger« Wasserwerke.

Im Allgemeinen tritt der über-
wiegende Teil des Grundwas-
sers ungenutzt – aber nicht un-
belastet – in die Fließgewässer
über. 

Etwa 50 Prozent der Stick-
stoffbelastung der Gewässer
stammen mit steigender Ten-
denz aus diesem Grundwas-
ser, 25 Prozent aus kommuna-
len Kläranlagen mit abneh-
mendem Anteil. Die Verringe-
rung der Nutzung der »kost-
baren« Grundwasserressour-
cen ist oft kontraproduktiv,
weil Wassergewinnungsgebie-
te ihren Schutzstatus verlieren. 

Außerhalb dieser Gebiete
wird Grundwasser nur unzu-
reichend geschützt. Neben der
Landwirtschaft tragen Altlas-
ten und Immissionen aus dem
Verkehrssektor zu einer
Grundwasserbelastung bei.

Sauberes Grundwasser könnte
knapp werden. Aus diesem
Grund sind die Qualitätspro-
bleme vorrangig. 

In der Öffentlichkeit wird
die qualitative Ressourcenbe-
drohung des Grundwassers in
Deutschland oft mit Mengen-
problemen verwechselt, die 
in anderen wasserarmen Län-
dern durchaus vorhanden
sind. Auf der Basis dieser spe-
zifischen Wahrnehmung wer-
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den dann auch für die Res-
source Wasser drohende
Knappheiten unterstellt. Die
Werbemotive des »Dualen
Systems Deutschland« lassen
dies erkennen.

Trinkwasserqualität

Trinkwasser gilt als Lebens-
mittel Nr. 1. Tatsächlich weist
kein anderes Lebensmittel der-
art »strenge« und regelmäßig
kontrollierte verbraucher-
schützende Normen auf. 

Ein Beispiel: Erdbeeren dür-
fen laut Rückstands-Höchst-
mengenverordnung 28 im
Erdbeeranbau zugelassene
Pflanzenschutzmittelwirk-
stoffe (PSM) in Konzentratio-
nen bis zu 20 mg/kg je Einzel-
substanz enthalten; weitere
PSM im Bereich von 0,01 bis
0,1 mg/kg. Ein Grenzwert für
die Summe aller Einzelsub-
stanzen existiert bei diesen
Nahrungsmitteln nicht. 

Trinkwasser darf hingegen
laut Trinkwasserverordnung
von einem PSM maximal
0,0001 mg/l enthalten; der
Summengrenzwert beträgt
0,0005 mg/l. Dabei werden

auch die Hauptabbauprodukte
der PSM berücksichtigt – diese
Regelung fehlt bei anderen Le-
bensmitteln ebenfalls.

Ein positiver Nebeneffekt der
strengen Trinkwassergrenz-
werte besteht darin, dass die
Wasserversorger enorme An-
strengungen unternehmen,
den PSM-Einsatz der Land-
wirte in den Wassergewin-
nungsgebieten zu begrenzen.
Der negative Effekt: Medien
und Verbraucher nehmen
nicht die absoluten Grenzwer-
te und Belastungen, sondern
Grenzwertüberschreitungen
wahr. Wasser wird dann
schnell als ungenießbar dekla-
riert, obwohl etwa 99 Prozent

der PSM-Belastung des Men-
schen aus dem Konsum von
festen Nahrungsmitteln resul-
tieren. Das Image des Trink-
wassers leidet – aber nicht nur
dadurch.

Die novellierte Trinkwasser-
verordnung, die 2003 in Kraft
tritt, »verschärft« die Grenz-
werte für Antimon, Blei, Kup-
fer und Nickel. 

Diese Metalle sind in Roh-
ren und Armaturen enthalten,
ihre Konzentration im Wasser
erhöht sich mit abnehmender
Durchflussgeschwindigkeit im
Rohrnetz. Neben Grenzwert-
überschreitungen und einer
Erhöhung der Korrosion kön-
nen farbliche, geruchliche und
geschmackliche Beeinträchti-
gungen auftreten. 

Probleme bereitet insbeson-
dere das häusliche Leitungs-
netz, da hier die niedrigsten
Fließgeschwindigkeiten ge-
messen werden. 
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Tabelle
Wassernutzung 1995 (Welt-
bevölkerung 5,8 Mrd. Menschen;
Bundesrepublik 82 Mio.). Werte
gerundet, z.T. geschätzt.

Abbildungen
Werbemotive des »Dualen Sy-
stems Deutschland«
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Trinkwasser ist ein verderb-
liches Lebensmittel und ein
geringer Leitungsdurchfluss
ist auch in mikrobiologischer
Hinsicht bedenklich. 

Da technische Gegenmaß-
nahmen schwierig sind und
der Verbraucher ein un-
gechlortes Trinkwasser bevor-
zugt, gilt: »Eine für alle Trink-
wasser geltende Begrenzung
der Verweilzeit, bei der eine
Vermehrung der Bakterien si-
cher verhindert werden kann,
ist unmöglich. Die ständige
Erneuerung mit frischem,
mikrobiologisch einwandfrei-
en Trinkwasser ist der beste
Schutz gegen unerwünschte
Bakterienvermehrung.« (DVGW

1997)

Soziale und 
ökonomische Aspekte

99 Prozent der Bundesbürger
verfügen inzwischen über
einen Anschluss an die öffent-
liche Wasserversorgung, die
auch dem Brandschutz dient.
Hierfür waren hohe Investitio-
nen erforderlich; der Bund gab
Beihilfen. Etwa zwei Drittel
der Aufwendungen eines Was-
serversorgers sind für Bau, In-
standhaltung und Erneuerung
des Rohrnetzes erforderlich,
dessen Nutzungsdauer mehr
als 50 Jahre beträgt. Ein zwei-
tes Rohrnetz – speziell für
Brauch- oder Löschwasser –
würde diese Ausgaben nahezu
verdoppeln. Die Kosten für
das Leitungsnetz und andere
bauliche Anlagen fallen weit-
gehend unabhängig vom Lei-
tungsdurchfluss an. Daher
liegt der Anteil der fixen Kos-
ten bei der Wasserversorgung
bei etwa 90 Prozent.

Es sollte eine betriebs- und
volkswirtschaftliche Selbst-
verständlichkeit sein, für
Dienstleistungen mit hohen,
leistungsunabhängigen Bereit-
stellungskosten einen entspre-
chenden Grundpreis zu ver-
langen.

Die Deutsche Telekom, die
eine vergleichbare Kosten-
struktur aufweist, verlangt als
Grundgebühr für einen einfa-

chen Telefonanschluss jährlich
etwa 160 Euro. Für die Wasser-
versorgung muss ein Bürger in
Deutschland jährlich etwa
84 Euro aufwenden, davon
lediglich etwa neun Euro (ca.
elf Prozent) für den Grund-
preis. Je niedriger der Grund-
preisanteil, desto höher die
Sparimpulse.

Umso verwunderlicher ist,
dass nicht nur für die Tele-
kommunikation, sondern auch
für die Versorgung mit den
nicht erneuerbaren Ressourcen
Gas und »Strom« oder die Ab-
fallbeseitigung zum Teil we-
sentlich höhere Grundpreisan-
teile verlangt werden.

Aus sozialer und ökonomi-
scher Sicht ist die Wasserpreis-
struktur mangelhaft, da sie
weder den hohen Fixkosten-
anteil noch die verbrauchsun-
abhängigen Kosten der Lösch-
wasserbereitstellung für den
Grundschutz widerspiegelt.
Wenignutzer wie Zweitwoh-
nungsbesitzer werden außer-
ordentlich bevorzugt. 

Darüber hinaus suggeriert
die Preisgestaltung dem Ver-
braucher, ein Einsparen von
Trinkwasser würde sich auch
finanziell lohnen oder zu einer
entsprechenden Kostenreduk-
tion der Wasserversorgung
führen.

Infrastrukturprobleme

Für das Jahr 2050 werden in
Deutschland rund 70 Millio-
nen Einwohner prognostiziert
– eine Abnahme von 14 Pro-
zent gegenüber heute, trotz
unterstellten 200.000 Zuwan-
derern pro Jahr. Die Auswir-
kungen auf die Infrastruktur
werden durch den Prozess
einer wahren »Stadtflucht«
nochmals verstärkt. 

In Hannover wird aufgrund
der Abwanderung von Städ-
tern ins Umland 2010 mit
einem Leerstand von 30.000
Wohnungen gerechnet – etwa
zehn Prozent des Bestandes. In
Halle wird zwischen 2000 und
2010 ein Anstieg von 27.000
auf 46.000 leerstehende Wohn-
einheiten prognostiziert, dies

wären dann 30 Prozent des ge-
samten Wohnungsbestandes.

In vielen Fällen wird ein Ab-
riss von Gebäuden und ein
Rückbau der Infrastruktur
(Fernwärme, Trinkwasser und
Abwasser) notwendig. Die Ko-
sten hierfür betragen etwa 20
EUR/m2 Wohnfläche; hinzu-
zurechnen sind Kapitalkosten,
da die Leitungsnetze in der
Regel noch nicht abgeschrie-
ben sind. 

Im Prinzip erfolgt eine bei-
spiellose Vernichtung von Ver-
mögenswerten.

Während andere Länder
mit Neid auf die nun flächen-
deckende Trinkwasserversor-
gung in Deutschland blicken,
beginnen wir diese partiell zu
verschrotten.

Regenwassernutzung – 
ein weiteres Problem

Die Infrastrukturkosten für
Wasser und Abwasser sind in
Stadtrandzonen mit vorherr-
schender Einfamilienhausbe-
bauung etwa dreimal so hoch
wie in den dicht bebauten
Stadtkernen. Da die Versorger
auf eine differenzierte Kosten-
anlastung verzichten, tragen
die Bewohner der Kernstädte
zur Finanzierung der Randzo-
nen bei. In locker bebauten
Gebieten sind zudem die Ver-
brauchsschwankungen am
ausgeprägtesten.

Diese versorgungstechni-
schen Probleme werden nun
nochmals erhöht – die Regen-
wassernutzung kommt in
Mode. Aktuell werden jährlich
etwa 50.000 Anlagen instal-
liert, um Regenwasser in den
Haushalten von Ein- und
Zweifamilienhäusern nutzen
zu können.

Die Nutzung von Regenwas-
ser zur Gartenbewässerung
mittels Regentonne oder eine
Versickerung des Dachablauf-
wassers (wo möglich) ist sinn-
voll. Die Regenwassernutzung
im Haushalt »sündigt« wider
die Nachhaltigkeit: Zwei er-
neuerbare Ressouren werden
mit Hilfe eines hohen Ein-
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satzes nicht erneuerbarer
Ressourcen lediglich aus-
getauscht. Die natürliche Spei-
cherung des Regens als
Grundwasser wird durch
künstliche Behälter ersetzt –
entweder Betonzisternen mit
mehreren Tonnen Gewicht
oder Plastikbehälter, die meh-
rere hundert Kilogramm wie-
gen. Eine Steuerungseinheit
mit Pumpe und ein zweites
Rohrnetz im Haushalt kom-
men hinzu. Allein für die Pro-
duktion der Materialien sind
mehrere tausend Kilowatt-
stunden Energie notwendig.

In trockenen Zeiten muss Was-
ser aus dem öffentlichen Netz
in den Vorratstank nach-
gespeist werden, um den Be-
trieb von Toilette und Wasch-
maschine sicherzustellen. Die
Dimensionierung des öffent-
lichen Netzes kann nicht ver-
ringert werden, die Durchflus-
sschwankungen – auch im
häuslichen Netz – vergrößern
sich hingegen und beeinflus-
sen Korrosionsverhalten und
Wasserqualität negativ.

Die Regenwassernutzung hal-
biert in etwa den Trinkwasser-
bezug, dies mindert die Ein-
nahmen der Wasserversorger
fast im gleichen Ausmaß. In
einigen Orten werden die Re-
genwassernutzer sogar von
einem Teil der Abwasserkos-
ten befreit, da hier der Trink-
wasserbezug als Maßstab gilt. 

Die Anlagen werden somit
aufgrund der vorhandenen
Gebührenstruktur von ande-
ren Wassernutzern massiv
subventioniert. Darüber hin-
aus fördern einige Bundes-
länder sowie eine Reihe von
Städten eine Anlage mit etwa
1.500 Euro.

Die Gesamtkosten einer An-
lage für ein Einfamilienhaus
betragen etwa 4.000 bis 5.000
Euro. Die Erwartung finanziel-
ler Einsparungen kann also
kaum das Motiv für den Bau
solcher Anlagen sein. 

In Hessen begründeten
Bürger den Bau häufig mit
einem »emotionalen« Verhält-
nis zum Wasser und zur Re-

genwassernutzung. Psychi-
sche Aspekte, wie zum Bei-
spiel der Abbau von so
genannten »kognitiven Disso-
nanzen«, dürfen daher als Be-
weggrund nicht übersehen
werden. 

Die Theorie der kognitiven
Dissonanz versucht die Wider-
sprüchlichkeiten zwischen
Einstellungen und Verhalten
zu erklären; das heißt sie ver-
sucht die »Logik der Ausre-
den« aufzudecken, mit denen
bestimmte Verhaltensweisen
entschuldigt werden. Auf-
grund der großen Bandbreite
umweltrelevanten Verhaltens
(von der Mülltrennung bis hin
zum Verzicht auf das private
Auto), kann nahezu jeder
einen Bereich vorweisen, in
dem er sich umweltbewusst
verhält und damit seine »Sün-
den« in anderen Bereichen ent-
schuldigt.

Dabei wird umweltbewuss-
tes Verhalten meist in den Be-
reichen realisiert, in denen
gravierende Verhaltensände-
rungen oder Verzichtsleistun-
gen möglichst gering sind.
Während das Recyceln von
Einwegflaschen inzwischen in
der Gesellschaft eine etablierte
Verhaltensweise darstellt, wer-
den andere, wie etwa auf der
Autobahn nicht schneller als
»130« zu fahren, weitgehend
abgelehnt. Das Einsparen und
die Substitution von Trinkwas-
ser dürften den als allgemein
anerkannten und praktizierten
Verhaltensweisen zuzurech-
nen sein, die für die psychi-
sche Entlastung der Indivi-
duen einen hohen Stellenwert
einnehmen.

Fatalerweise führt ein solch
emotional begründeter Um-
weltschutz zu einer Fehlallo-
kation von Mitteln: 

Anstatt die Verwendung
nicht erneuerbarer Ressourcen
zugunsten erneuerbarer einzu-
schränken, erfolgt bei der Re-
genwassernutzung das genaue
Gegenteil.

Alternativen

Die Wasserabgabe der öffent-
lichen Wasserversorgung ist
im letzten Jahrzehnt um
20 Prozent zurückgegangen,
während die Länge des Lei-
tungsnetzes zunimmt. Im All-
gemeinen besteht in Deutsch-
land keine Notwendigkeit,
weitere Sparmaßnahmen zu
forcieren. 

Allerdings können regional
Probleme auftreten. 

Auf den Ostfriesischen In-
seln stehen beispielsweise
einem tourismusbedingten ho-
hen Wasserverbrauch begrenz-
te Ressourcen gegenüber. Die
Absenkungstrichter der För-
derbrunnen können zudem
die seltene und gefährdete Ve-
getation feuchter Dünentäler
beeinträchtigen.

Im Rahmen eines von der
VolkswagenStiftung geförder-
ten Projektes unter der Lei-
tung von Prof. Pott vom Insti-
tut für Geobotanik an der
Universität Hannover, wurde
zur Konfliktvermeidung hier
eine schonende Grundwasser-
bewirtschaftung entwickelt,
unter anderem durch eine
grundwasserstandsabhängige
Steuerung einzelner Brunnen.

Grundsätzlich sollten bei re-
gionalem Wassermangel Stra-
tegien bevorzugt werden, die
auf der Nutzung der vorhan-
denen Infrastruktur aufbauen.
Im Wassergewinnungsgebiet
Fuhrberger Feld der Stadtwer-
ke Hannover AG konnte
durch die Umwandlung reiner
Kiefernbestände in Laub-
mischwald (der im Winter we-
niger Wasser verdunstet) die
jährliche Grundwasserneu-
bildung um etwa 750 m3/ha
gesteigert werden. 

Während die einmaligen
Investitionskosten für die jähr-
liche »Produktion« eines Ku-
bikmeter Wassers bei der
Regenwassernutzung im
Haushalt etwa 86 Euro betra-
gen, sind für die Erhöhung der
Grundwasserneubildung le-
diglich 3,50 Euro erforderlich.
Weitere Vorteile: Da die beste-
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hende Infrastruktur genutzt
wird, entfallen material- und
energieaufwändige Umbau-
ten. Qualitätsprobleme infolge
verringerter Fließgeschwin-
digkeiten in der Leitung wer-
den vermieden, Gefährdungen
durch Fehlanschlüsse unter-
bunden. Die Finanzierung der
Wasserversorgung und des
Grundwasserschutzes (»Was-
sergroschen«) bleibt gesichert.

Flaschenwasser

Während allgemeine Konsum-
trends sowie berechtigte und
unberechtigte Ängste gegen-
über der Trinkwasserqualität
zu einem Rückgang des Trink-
wasserkonsums für Trink-
zwecke führen, »explodiert«
der Flaschenwasserverbrauch:
Wurden 1970 lediglich zwölf
Liter Mineral- und Heilwasser
jährlich vom Bundesbürger
konsumiert, so waren es 2001
schon über 100 Liter (davon
etwa vier Liter Heilwasser). 

Im internationalen Ver-
gleich nimmt Deutschland in-
zwischen eine Spitzenposition
ein und wurde im Jahr 2000
nur von Italien und Belgien
übertroffen.

Der Flaschenwasserkonsum
scheint weder räumliche (Mi-
neralwasser aus Neuseeland)
noch preisliche Grenzen zu
kennen.

So kostet ein Liter des
Quellwassers »Ty Nant« aus
Südengland 3,45 Euro. Dies er-
gibt eine Preisdifferenz von
über 200.000 Prozent (in Wor-
ten: zweihunderttausend Pro-
zent) gegenüber Trinkwasser –
trotzdem bewerteten es pro-
fessionelle Verkoster ge-
schmacklich schlechter als Lei-
tungswasser. Im Normalfall
beträgt der Preisunterschied
zwischen Flaschenwasser und
Trinkwasser etwa 20.000 Pro-
zent. Zum Vergleich: Die
Mehrpreisakzeptanz für öko-
logisch produzierte gegenüber
konventionellen Nahrungs-
mitteln beträgt allenfalls 20
Prozent.

Diese Art der Substitution von
Trinkwasser ist ebenfalls mit
einem hohen Material- und
Energieverbrauch verbunden. 

Eine Bilanzierung der For-
schungsstelle Recht, Ökono-
mie & Umwelt ergab, dass für
die jährliche Versorgung eines
Hannoveraners mit etwas
mehr als 100 Liter Flaschen-
wasser inzwischen mehr Ener-
gie benötigt wird als für die
Versorgung mit etwa 45 m3

Trinkwasser.

Fazit

Trinkwasser gerät in eine Be-
wertungsklemme: Für die
Nutzung in der Waschmaschi-
ne und der Toilette ist es zu
»kostbar«, zum Trinken ist es
zu »billig«. Öffentliche Versor-
gungsfunktionen werden
durch die zunehmende private
Nutzung von Regenwasser so-
wie die Substitution des Trink-
wassers durch Flaschenwasser
ersetzt. Im Hinblick auf diese
Entwicklungen kann man von
einer »kalten Privatisierung«
und einer Erosion des Systems
der öffentlichen Wasserversor-
gung sprechen. Trotz rückläu-
figen Wasserverbrauchs wird
die Versorgung immer auf-
wändiger und die Nachhaltig-
keit des Systems nimmt in
ökologischer, ökonomischer
und sozialer Hinsicht ab.
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